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können Versicherte über kritische 
Ereignisse und über positive Erfah-
rungen in der medizinischen Versor-
gung anonym und in strukturierter 
Form berichten. Die Schilderungen 
sollen genutzt werden, um aus den 
Erfahrungen der Versicherten zu 
lernen und die Patientensicherheit 
zu verbessern. Die Initiative begrüßt 
auch der Medizinische Dienst Bund: 
Unabhängig von dem neuen Portal 
sollte für die Krankenhäuser und 
Praxen eine anonyme und sanktions-
freie Meldepflicht für schwerwie-
gende Schadensereignisse (Never 
Events) eingeführt werden, so der 
MD Bund. Ziel dabei ist es, aus den 
Fehlern systematisch Präventions-
maßnahmen abzuleiten und die 
Patientensicherheit weiter zu ver-
bessern.

Zuzahlungen bei
vollstationärer Pflege

Die durchschnittliche finanzielle 
Belastung von Pflegebedürftigen im 
Pflegeheim ist 2023 laut einer 
Auswertung durch das Wissenschaft-
liche Institut der AOK (WIdO) erneut 
gestiegen. Im Vergleich zu 2022 gab 
es bei den pflegebedingten Zuzah-
lungen einen Anstieg von 19,2 %. 
Trotz Einführung der Zuschläge zur 
Begrenzung des Eigenanteils an den 
pflegebedingten Aufwendungen 
liegt die durchschnittliche Gesamt-
belastung der Bewohnerinnen und 
Bewohner infolge der steigenden 
Preise inzwischen wieder auf dem 
Niveau des Jahres 2021, also vor 
Einführung der Zuschläge durch die 
Politik. So wurden den Bewohnerin-
nen und Bewohnern Ende 2023 von 
der Pflegeversicherung durchschnitt-
lich 569 Euro pro Monat für ihre 
pflegebedingten Eigenanteile in 
Form der nach Wohndauer gestaffel-
ten Zuschläge erstattet. Durchschnitt-
lich 874 Euro mussten die Bewohner 
selbst für die Pflege zuzahlen, hinzu 
kamen im Schnitt 909 Euro für 
Unterkunft und Verpflegung sowie 
484 Euro Investitionskosten. Daraus 
ergibt sich eine durchschnitt liche 
Gesamtbelastung von 2267 Euro 
monatlich. Weitere Infos unter 
www.wido.de

Nutzen von DiGA
Die digitalen Gesundheitsanwen-
dungen (DiGA) kommen langsam in 
der Versorgung an. Laut dem dritten 
Bericht des GKV-Spitzenverbandes 
über die Inanspruchnahme und 
Entwicklung der Versorgung mit DiGA 
wurden zwischen dem 1. 9. 2020 und 
dem 30. 9. 2023 rund 374 000 DiGA 
in Anspruch genommen. Dafür hat 
die gesetzliche Krankenversicherung 
113 Mio. Euro bezahlt. Im Vergleich 
zum Vorjahr haben sich Ausgaben 
und Inanspruchnahme damit mehr 
als verdoppelt. Bei der Mehrzahl der 
DiGA gelinge es nach wie vor nicht, 
einen positiven Effekt auf die 
Versorgung der Patientinnen und 
Patienten zu belegen, so der GKV-SV. 
Im Berichtszeitraum konnte nur jede 
fünfte DiGA zu Beginn ihrer Aufnah-
me ins DiGA-Verzeichnis einen 
Nutzen für die Patientinnen und 
Patienten nachweisen.

Der unverändert hohe Anteil von 
Anwendungen, die aufgrund ihres 
unklaren Nutzens nur zur Probe 
gelistet seien, sorge für Unsicherheit 
und mangelnde Akzeptanz sowohl 
bei der verordnenden Ärzteschaft als 
auch bei Patientinnen und Patienten. 
Gleichzeitig würden die Preise 
weiterhin steigen. Der durchschnittli-
che Herstellerpreis bei Aufnahme für 
eine DiGA im ersten Jahr habe sich 
gegenüber dem ersten Berichtsjahr 
um knapp 46 % auf 593 Euro erhöht.

Aktuell sind 52 Gesundheits-  
Apps gelistet, werden also von den 
Krankenkassen bezahlt. Die meisten 
werden als begleitende Anwendun-
gen bei psychischen Erkrankungen, 
bei Adipositas oder bei Erkrankun-
gen des Muskel-Skelett-Systems 
verordnet.

Aktueller IGeL­Podcast
›Reiseimpfungen – Welche? Wann? 
Und wer zahlt?‹ ist das Thema eines 
aktuellen IGeL-Podcasts mit der 
Arbeits- und Reisemedizinerin 
Dr. Mariam Konner. Viele Menschen 
planen derzeit ihre nächste Urlaubs-
reise. Und neben Reiseziel, Unter-
kunft, An- und Abreise spielt mög-
licherweise auch das Thema Impfen 
eine wichtige Rolle. Welche Impfun-

gen werden empfohlen? In welchen 
Fällen übernehmen die gesetzlichen 
Krankenkassen die Kosten? Wann 
müssen Versicherte selbst zahlen? 
Und was gilt es dann zu beachten?

Reinhören lohnt sich unter  
www.igel-monitor.de und auf allen 
relevanten Podcast-Plattformen.

Internetregister 
für Organspenden

Das seit Jahren geplante und 2020 
beschlossene Internetregister für 
Organspenden in Deutschland soll 
ab dem 18. März 2024 stufenweise 
seinen Betrieb aufnehmen. Dann soll 
es möglich sein, die Erklärung zur 
Spendenbereitschaft online zu hinter-
legen. Voraussetzung für die Online-
erklärung ist der Besitz eines Auswei-
ses mit Onlinefunktion (eID). Ab dem 
1. Juli sollen Kliniken, die Organe 
entnehmen, die Erklärungen im 
Register abrufen können. Nur die 
erklärende Person und berechtigtes 
Krankenhauspersonal sollen Zugriff 
auf die Daten erhalten. Geplant ist 
zudem, dass Versicherte spätestens 
bis zum 30. September ihre Bereit-
schaftserklärungen auch direkt über 
Krankenkassen-Apps abgeben 
können. Das Portal, das beim 
Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte (BfArM) eingerich-
tet wird, erleichtere »es Ärztinnen 
und Ärzten, die Spendenbereitschaft 
eines potenziellen Organspenders 
schnell und verlässlich zu klären«,  
so Bundesgesundheitsminister Karl 
Lauterbach. 

Infos auch unter www.bfarm.de

 forum­Newsletter
Wissenswertes auf einen Klick: Der 
forum-Newsletter informiert über 
Themen und Trends rund um Ge-
sundheit, Pflege und die Arbeit des 
Medizinischen Dienstes. Er verlinkt 
auf ausgewählte Beiträge im Magazin 
forum und kündigt viermal im Jahr 
das Erscheinen einer neuen Ausgabe 
an.

Anmeldung unter https://md-
bund.de/presse/forum-das-magazin-
des-medizinischen-dienstes/forum-
newsletter.html

Armut

Gesundheitsrisiko



77

T
itelth

em
a forum

 d
as M

ag
azin

 d
e

s M
e

d
izin

isch
e

n
 D

ie
n

ste
s 1 /20

24
T

it
el

th
em

a

6
Zahnfleischentzündungen oder Zahnstein. Ein Grund: 
Die Kontrolluntersuchungen bei Zahnärztin oder -arzt 
werden oft gar nicht wahrgenommen, wie die KiGGS-
Studie des RKI feststellt. Die Bilanz bei den Vorsorge-
untersuchungen sieht ähnlich aus: 29 % der Erstkläss-
ler aus einkommensschwachen Familien haben ein oder 
zwei Termine (U1 bis U9) verpasst. Nach den KiGGS-
Daten berichten Eltern mit niedrigem Sozialstatus zu-
dem doppelt so häufig von einer ADHS-Diagnose ihres 
Kindes wie Eltern mit einem hohen Sozialstatus. Ob 
und inwieweit die soziale Lage Ursache für die Entste-
hung von ADHS ist, ist jedoch nicht geklärt. 

Ungesunder Lebensstil, keine Vorbilder
Warum Armut krank macht, wird in der Wissenschaft 
heftig debattiert. Der Mainzer Mediziner Prof. Dr. Gerd 
Trabert, der sich seit vielen Jahren um Obdachlose 
kümmert, ist überzeugt, dass Menschen mit geringem 
Einkommen häufig weniger auf ihre Gesundheit ach-
ten und Krankheiten verschleppen. Warum Kinder 
un  gesund aufwachsen, ist allerdings nicht nur eine 
Frage der finanziellen Verhältnisse. Die KiGGS-Studie 
betont, dass die Bildung und die berufliche Stellung 
der Eltern ebenso entscheidend sind. Je geringer der 
Schulabschluss und schlechter die berufliche Ausbil-
dung, desto größer sei die Gefahr. Kinder, die einge-
bettet sind in ein Netz an Angeboten und Förderung, 
bewegen sich mehr, rauchen weniger und sind selte-
ner übergewichtig.

Fehlt es also ›nur‹ an mehr Aufklärung, Anleitung 
und ›leuchtenden Beispielen‹, um auch mit einem 
kleinen Haushaltsbudget gesund zu leben? Die Auto-
ren der KiGGS-Studie empfehlen, mit Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und der Prävention be-
reits konsequent im Kindesalter zu beginnen 
und diese vor allem sozial benachteiligten Be-
völkerungsgruppen zukommen zu lassen. Die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung (BZgA) sammelt seit 2001 in einer frei zu-
gänglichen Datenbank Projekte und Angebote, 
die sich bundesweit der Gesundheitsförderung 
sozial Benachteiligter widmen – von Freizeit-
Fit 4 Kids in Düsseldorf, das an Diabetes er-
krankte Kinder und Jugendliche unterstützt, 

 IN DEUTSCHLAND  sind 17 Millionen Menschen 
von Armut bedroht, deutlich mehr als vor der 
Corona-Pandemie. Wer arm ist, hat nicht nur 

ein höheres Risiko, krank zu werden, sondern oft 
auch eine kürzere Lebenserwartung.  Die »voran-
schreitende Polarisierung im Gesundheitssystem« und 
zunehmende soziale Spaltung müssen dringend durch 
Reformen gestoppt werden, forderten zahlreiche Wis-
senschaftler und Public-Health-Experten mit dem Bie-
lefelder Memorandum zur Verringerung gesundheitlicher 
Ungleichheit bereits 2006. Die Wahrscheinlichkeit, zu 
erkranken und früh zu sterben, sei in den un teren 
 Sozialschichten überdurchschnittlich hoch, schrieben 
sie. Dies belaste die Gesundheitssysteme über mäßig, 
unter anderem durch hohe Behandlungskosten für 
chronische Erkrankungen. Schaut man auf aktuelle 
Zahlen des Statistischen Bundesamtes, hat sich der 
Wunsch der Wissenschaft nicht erfüllt. 2006 lebten 
14 % der Bevölkerung in (Einkommens-)Armut. 2022 
mussten weiterhin 14,7 %, zwölf Millionen Menschen, 
in Deutschland mit weniger als 60 % des mittleren 
Einkommens (1250 Euro netto im Monat) auskom-
men. Knapp 21 % sind von Armut und sozialer Aus-
grenzung bedroht. In einer wohlhabenden Stadt wie 
München lebt jeder / jede Sechste unterhalb der Ar-
mutsgrenze. 

Kinderarmut steigt
Auch ein Blick in die Sozialstatistik führt nicht zur 
Entwarnung. 2021 waren fünf Millionen auf staatliche 
Sozialleistungen wie Hartz IV und Grundsicherung 
angewiesen. 2023 stieg die Zahl der Empfänger des 
neuen Bürgergelds auf 5,5 Millionen, darunter 1,5 Mil-
lionen Kinder unter 15 Jahren. Vor allem der Anstieg 
der Kinderarmut gibt Anlass zur Sorge. Aber auch die 
Armut im Alter, die zur Jahrtausendwende als weitge-
hend überwunden galt, steigt wieder – von 11 % (2005) 
auf 17,5 % (2022). 

Vor allem die Corona-Pandemie, die Energiepreis-
explosion und die hohe Inflation haben die Probleme 
einkommensschwacher Haushalte verschärft. Finan-

ziell prekäre Verhältnisse bedeuten aber nicht nur 
Einschränkungen beim täglichen Einkauf, beim Woh-
nen und bei der gesellschaftlichen Teilhabe, sondern, 
wie viele Untersuchungen in Deutschland seit einigen 
Jahren belegen, ein signifikant erhöhtes Morbiditäts- 
und Mortalitätsrisiko. 

Von Armut Betroffene leiden deutlich häufiger an 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs, Adipositas und 
chronischen Erkrankungen. Laut dem Diabetes-Atlas 
der BARMER erkranken Menschen in wirtschaftlich 
schwachen Regionen besonders häufig an Diabetes. 
Im brandenburgischen Ort Bad Belzig sind 13,5 % der 
Einwohner Diabetiker, in den Vierteln rund um die 
Hamburger Elbchaussee sind es lediglich 4,3 %. Der 
Forschungsverbund DIAB CORE kommt zu ähnlichen 
Ergebnissen. Danach ist die Wahrscheinlichkeit, an 
Typ-2- Diabetes zu erkranken, in Regionen mit der 
höchsten strukturellen Benachteiligung doppelt so 
hoch wie in prosperierenden Regionen. Bei Adiposi-
tas liegt die Wahrscheinlichkeit sogar bei 30 %. 

Lebenserwartung ist kürzer 
Auch der Verlauf der Krankheit und das Sterberisiko 
sind von sozialen Faktoren abhängig. Nach Daten des 
Robert-Koch-Instituts (RKI) ist die Lebenserwartung 
von Männern, die einem Armutsrisiko ausgesetzt sind, 
im Vergleich zu ihren Geschlechtsgenossen mit höhe-
rem Einkommen um rund acht Jahre kürzer, die der 
Frauen um rund vier Jahre. Jeder vierte Mann mit 
niedrigem Einkommen erreicht nicht das 65. Lebens-
jahr. 

Beeinträchtigungen sind bereits im Kindesalter 
nachweisbar. In Bremen, dem Land mit der höchsten 
Kinderarmutsquote in Deutschland, ergaben die 
Schuleingangsuntersuchungen jüngst, dass der grö-
ßere Teil der Kinder zwar immer gesünder aufwächst. 
Doch bei 40 % der Kinder aus sozial benachteiligten 
Wohnquartieren wurden erhebliche gesundheitliche 
Probleme diagnostiziert. Viele sind übergewichtig, 
weil es an einem ausgewogenen Essen fehlt; viele ha-
ben schlechte Zähne. In einer Schule mit eher sozial 
benachteiligten Schülerinnen und Schülern hatten 
insgesamt 62 % der Erstklässler Löcher in den Zähnen, 

Wenn Armut krank macht

bis zum Kunstverein KaSo in Wismar, der versucht 
übers Kunsthandwerk Langzeitarbeitslosen psycho-
soziale Hilfe anzubieten. Die Vernetzung der Projekte 
sei eine der wichtigsten Aufgaben von Public Health, 
erklärte Prof. Dr. Martin Dietrich, bis vor wenigen Mo-
naten kommissarischer BZgA-Direktor, auf dem jüngs-
ten Kongress »Armut und Gesundheit«, der seit 28 
Jahren regelmäßig stattfindet. Immer mehr Fachleute 
plädieren angesichts der Herausforderungen für eine 
Reform des 2015 beschlossenen Präventionsgesetzes.

Pläne für 1000 Gesundheitskioske
Das Bundesgesundheitsministerium hat reagiert. Mi-
nister Karl Lauterbach plant die bundesweite Grün-
dung von rund 1000 Gesundheitskiosken in sozial 
 benachteiligten Quartieren. Der erste Kiosk wurde 2017 
als Modellprojekt von einem regionalen Ärztenetz 
und fünf gesetzlichen Krankenkassen in Hamburg-
Billstedt eröffnet und fand seitdem viele Nachahmer. 
Ziel der Gesundheitskioske ist es, Patienten und Pati-
entinnen aus schwierigen sozialen Verhältnissen nied-
rigschwellig zu unterstützen, Tipps für ein gesünde-
res Leben zu geben und überfüllte Arztpraxen zu ent-
lasten. Trotz guter Noten für das Projekt waren drei 
Ersatzkassen in Hamburg vor zwei Jahren aus der Fi-
nanzierung ausgestiegen – vornehmlich aus Protest 
gegen Lauterbachs Ankündigung, die Kioske zur Re-
gelversorgung zu machen.

Unbeeindruckt von der Kritik stellte der Minister 
im Sommer 2023 einen Referentenentwurf für sein 

Gesetz (zur Stärkung der Gesundheitsversor-
gung in der Kommune) zur Einführung der 
Gesundheitskioske vor, der allerdings aktuell 
überarbeitet wird. Ende Januar kündigte Mi-
chael Weller, Abteilungsleiter Gesundheitsver-
sorgung und Krankenversicherung im BMG, an, 
dass es künftig einen Rechtsanspruch auf die-
ses Versorgungsangebot für alle Menschen 
unabhängig von ihrem Versichertenstatus ge-
ben soll. Starttermin: Januar 2025. 

Gabi Stief arbeitet 
als freie Journalistin  

in Hannover.
gabi-stief@gmx.de

Wohnungsmieten, Energie und 
Wohnungs instandhaltung: 
8,84 % von € 563 Bürgergeld

Verkehr: 8,97 %


